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Weltklasse 

 

Die Breitbandstrategie der Bundesrepublik Deutschland 

 

Da die Breitbandkommunikation als „general-purpose technology“ viele ökonomi-

sche und soziale Chancen mit sich bringe, hat sie sich als globales Politikfeld etabliert 

(Kim 2010, 4-8). Ausdruck findet dies in der zunehmenden weltweiten Verbreitung 

von „Nationalen Breitbandplänen“ in dem Jahrzehnt seit 2007. 2017 listete die im 

Mai 2010 von ITU (International Telecommunication Union) und UNESCO gegrün-

dete „Broadband Commission for Sustainable Development“1 156 Länder auf, die ei-

nen „National Broadbandplan“ angenommen haben. Das waren vier Fünftel der er-

fassten Länder. 35 Länder verfügten über keinen solchen Plan (Broadband Commis-

sion for Sustainable Development 2017, 42f.) Die Bundesrepublik Deutschland prä-

sentierte ihre „Breitbandstrategie“ im Februar 2009 wie auch weitere zehn Länder. 

37 Länder veröffentlichten ihre Pläne vor der Bunderepublik. Einige Regierungen 

(Mitte 2013: 20) haben den Internet -bzw. Breitbandzugang sogar zu einem gesetzli-

chen-, Menschen -oder Bürgerrecht erklärt (Broadband Commission for Digital Deve-

lopment 2015, 64, 80-85). Die Bundesrepublik zählt bislang nicht dazu. 

In ihrer Breitbandstrategie setzte sich die Bundesregierung im Jahr 2009 zwei 

Ziele. Zunächst sollten bis Ende 2010 flächendeckend Breitbandanschlüsse mit einer 

als „leistungsfähig“ bezeichneten Übertragungsrate von mindestens 1 MBit/s zur Ver-

fügung stehen. Vier Jahre später sollten die Anschlüsse mindestens die fünfzigfache 

als „hochleistungsfähig“ etikettierte Bandbreite haben, aber nur für 75 Prozent der 

bundesdeutschen Haushalte. Weitere vier Jahre später sollten dann alle Haushalte in 

den Genuss eines Breitbandanschlusses von einer Mindestübertragungsrate in Höhe 

von 50 MBit/s kommen (BMWi 2009 u. 2013). 

Das erste Ziel konnte nicht termingerecht erfüllt werden. Zum Jahresende 

2010 war für insgesamt 98,3 Prozent aller Haushalte ein Breitbandanschluss verfüg-

bar, aber nur mit einer Geschwindigkeit von mindestens 1 Mbit/s. Auch das ambitio-

niertere Ziel für 2015 konnte nicht erreicht werden. 

 

 

                                                           
1 Nach eigenen Angaben gehören der Kommission Regierungsführer, Führungskräfte der Branche, 
Vordenker, Politikpioniere und internationale mit Entwicklung befasste Agenturen und Organisatio-
nen an. 
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Tabelle 1: Die Entwicklung der Breitbandverfügbarkeit (mehr als 50 Mbit/s) 

in Deutschland - alle Technologien 

 

Jahr 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
 
In Prozent aller 
Haushalte 

 
39,5 

 
48,2 

 
55,0 

 
59,7 

 
66,4 

 
70,1 

 
75,5 

 
80,5 

Steigerung in 
Prozentpunkten 
gegenüber dem 
jeweiligen Vor-
jahr 

  
8,7 

 
6,8 

 
4,7 

 
6,7 

 
3,7 

 
5,4 

 
5,0 

Quelle: Bundesministerium für Verkehr und  digitale Infrastruktur. Aktuelle Breitbandverfügbarkeit in 
Deutschland (Stand: Ende 2017). Erhebung des TÜV Rheinland im Auftrag des BMVI. 2017, 6. 

 

Differenziert man nach „Gemeindeprägung“, ergibt sich für die nicht-städtischen 

Gemeinden ein schlechtes Bild der Verfügbarkeit in der Breitbandklasse von mind. 

50 Mbit/s. Während diese in den Städten mit 92,3 Prozent über dem Durchschnitt 

liegt, ist sie in den halbstädtischen mit 72,8 Prozent und in den ländlichen Gemein-

den mit 43,8 Prozent darunter. Selbst für große Firmen (100-500 Beschäftigte) in 

Gewerbegebieten besteht keine hundertprozentige Verfügbarkeit. Mit 87,0 Prozent 

lag sie aber noch um 6,5 Prozentpunkte über der Breitbandverfügbarkeit aller Haus-

halte in der Klasse 50Mbit/s (ebd.) Unter den ausgewählten Technologien in dieser 

Klasse besteht die höchste Breitbandverfügbarkeit beim Kabelfernsehen (CATV 63,9 

Prozent), den zweiten Platz nimmt mit 59,7 Prozent die DSL/VDSL-Technologie ein 

und die Glasfasertechnologie (FTTH/B 8,0 Prozent) den dritten (BMVI 2017, 5). 

 Die Breitbandverfügbarkeit sagt aber nichts über die tatsächlich nachgefragten 

Breitbandanschlüsse aus. Im 2. Quartal 2017 zählte die Bundesnetzagentur 32,5 Mio. 

tatsächlich nachgefragte Breitbandfestnetzanschlüsse, von denen die Deutsche Tele-

kom AG (DTAG) rd. zwei Fünftel vermarktete. - Im Vergleich dazu gab es noch rd. 9 

Mio. Analog -und ISDN-Anschlüsse. - Fast drei Viertel (24,3 Mio.) aller Breitbandan-

schlüsse entfielen auf die verschiedenen DSL-Technologien. Während die Zahl der 

Analog- und ISDN-Anschlüsse zurückgeht, schwankt die absolute Anzahl von DSL-

Anschlüssen seit 2010 zwischen 23,0 und 24,3 Mio. 

Um die vermarkteten Breitbandfestnetzanschlüsse näher zu analysieren, hat 

die Bundesnetzagentur vier Breitbandklassen verschiedener Übertragungsraten oder 

-geschwindigkeiten gebildet. Diese stimmen nicht mit denen überein, mit denen die 

Breitbandverfügbarkeit untersucht wurde. Danach entfallen auf die Breitbandklasse 

„> 10 < 30 Mbit/s“ 13,4 Mio. vermarktete Breitbandfestnetzanschlüsse. Diese Breit-
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bandklasse bildet mit gut zwei Fünftel  (41,23 Prozent) aller vermarkteten Breitband-

festnetzanschlüsse die größte Gruppe. Die zweitgrößte Gruppe (27,69 Prozent) mit 

9,0 Mio. vermarkteten Breitbandfestnetzanschlüsse stellt die Breitbandklasse mit 

einer Download-Geschwindigkeit von „> 30 < 100 Mbit/s dar. Die dritte Gruppe 

(18,46 Prozent) stellt mit 6,0 Mio. Anschlüssen die Breitbandklasse „< 10 Mbit/s“ 

dar. Das Schlusslicht (12,62 Prozent) mit 4,1 Mio. Breitbandfestnetzanschlüssen bil-

det die Breitbandklasse „= oder > 100 Mbit/s“.2  

Differenziert man die Zahl der Breitbandfestnetzanschlüsse nach der zugrun-

deliegenden Technik basieren fast drei Viertel auf den herkömmlichen Kupferdop-

peladern (DSL-Technik) und rd. mehr als ein Fünftel (22,8 Prozent) auf HFC (Hybrid 

Fiber Coax). Glasfaserbasierte Anschlüsse (FTTB/FTTH)) wurden nur 0,7 Mio. (rd. 

2.2 Prozent) nachgefragt (Bundesnetzagentur 2017, 23-25, 31 u. 66). Glasfaser ist also 

die 2017 am wenigsten verbreitete Technik sowohl hinsichtlich der Verfügbarkeit als 

auch der tatsächlichen Nutzung und dies obwohl die Bundesnetzagentur die „noch 

marginale“ (ebd., 31) Glasfaser als das “ideale Übertragungsmedium“ (ebd., 27) der 

Telekommunikation bezeichnet. Grund für den vergleichsweise langsamen FTTB/H-

Ausbau sind der Monopolkommission (2015, 25) zufolge die hohen Kosten und die 

bisher nur geringe Nachfrage nach hochleistungsfähigen Breitbandanschlüssen. 

Im Vergleich zur BRD ist die durchschnittliche FTTP3-Flächendeckung der EU 

rd. dreimal so hoch (2016 23,7 Prozent). Im EU-Ranking liegt die BRD unter 28 Län-

dern an fünftletzter Stelle (EC 2017, 23, 30 u. 94f.) Der entsprechende Durchschnitt 

ist für die OECD fast gleich groß (23,3 Prozent). Das OECD-Ranking wird von Korea 

(76,8 Prozent) und Japan (76,7 Prozent) angeführt, deren Glasfaseranschlüsse jeweils 

drei Viertel aller Breitbandanschlüsse ausmachen. Ebenso wie die BRD (2,3 Prozent) 

liegen die USA mit 12,6 Prozent unter dem OECD-Durchschnitt für den Anteil der 

Glasfaser an allen Breitbandanschlüssen.4 Was den Anteil der tatsächlichen nachge-

fragten Glasfaseranschlüsse (subscription) an allen Haushalten betrifft, also die rele-

                                                           
2 Das ist ein Zehntel der Geschwindigkeit für Ultrabroadband. “…: the  working  definition  of  UBB  is  
10  times  the  top  current  speed  of  100 mbps, or one gigabit per second (1gbps)  (Atkinson 2008). 
3 In einer Studie für die Europäische Kommission wird FTTP einmal als “Fibre to the Home and Fibre 
to the Building” definiert oder als „fibre-to-the-premises”. Demnach ist FTTP “broadband provided 
over fibre optic cables going all the way to the home or business premises. This definition also includes 
"FTTB", where fibre terminates at a large building and broadband distribution within the building, to 
different flats for example, is by a different non-fibre technology such as VDSL. A household has FTTP 
coverage if it can be connected now to a fibre service without requiring the construction of new fibre 
infrastructure (EC 2017, 13 u. 194f.) 
4 URL: https://www.oecd.org/sti/broadband/broadband-statistics/ 6.8.2018. 



4 
 

vante Kennzahl, liegen 2017 in der Gruppe der Industrieländer Korea (31,6), Japan 

(23,7) und Schweden (23,7) vorne. 

In Kenntnis des Rückstands beim Ausbau der Glasfasernetze hat die Bundes-

regierung angesichts des Scheiterns ihrer Breitbandstrategie im Verein mit der Tele-

kommunikationsindustrie (Netzallianz Digitales Deutschland) im Jahr 2017 noch vor 

den Bundestagswahlen eine sog. Zukunftsoffensive Gigabit-Deutschland gestartet, in 

der bekundet wird, bis Ende 2025 eine gigabitfähige konvergente Infrastruktur zu 

schaffen und insbesondere der Glasfaser einen höheren Stellenwert beigemessen 

wird (Netzallianz Digitales Deutschland 2017). Im Koalitionsvertrag ist sogar ein Net-

zinfrastrukturwechsel hin zur Glasfaser festgeschrieben worden. Ziel ist es nun, Glas-

faser in jede Region und jede Gemeinde zu verlegen, möglichst direkt bis zum Haus. 

Schulen, Gewerbegebiete, soziale Einrichtungen in der Trägerschaft der öffentlichen 

Hand und Krankenhäuser sollen in dieser Legislaturperiode direkt an das Glasfaser-

netz angebunden werden (Koalitionsvertrag 2018, 37). War die BRD in Sachen Glas-

faserausbau lange abgeschlagen, setzen sich die Koalitionäre jetzt das anspruchsvolle 

Ziel, eine flächendeckende digitale Infrastruktur von Weltklasse bzw. Weltspitze zu 

errichten. 

 

Begründet wurden die Ausbauziele der Breitbandstrategie der Bundesregierung ganz 

konventionell, also vor allem ökonomisch. Als Infrastruktur und Standortfaktor sol-

len flächendeckende Breitbandnetze dem wirtschaftlichen Wachstum dienen. Wäh-

rend der „(privaten) Wirtschaft“ die Investitionstätigkeit überlassen bleibt, besteht 

der Part der Politik in erster Linie in der Gestaltung der entsprechenden Rahmenbe-

dingungen, wodurch optimale Anreize für den Ausbau durch den Markt geschaffen 

würden. Dieser sog. marktgetriebene Ansatz begünstige den effizienten Ausbau der 

Breitbandnetze und beschleunige ihre Verbreitung bis in den letzten Haushalt 

(BMWi 2009, BMWi 2013 und BMWi u.a. 2014). 

Mit dem Verzicht auf eine direkte Industriepolitik und das Setzen auf eine in-

direkte Steuerung unterscheidet sich die Breitbandstrategie der damaligen Großen 

Koalition nicht von den Berichten der Enquete-Kommissionen zu diesem Thema, die 

in die Regierungszeiten schwarz-gelber Koalitionen fallen. So empfiehlt die Enquete-

Kommission „Informationsgesellschaft“ die Beeinflussung der Rahmenbedingungen, 

mit dem Argument, dass staatliche Steuerung zu schwerfällig sei (Deutscher Bundes-

tag 1998, 77). Das gilt ebenso für die Internet-Enquete, wenn sie für einen nachfrage-

gesteuerten Ausbau breitbandiger Anschlüsse plädiert, der auf marktwirtschaftlichen 
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Prinzipien und in beschränktem Umfang auf staatliche Förderung setzt. Drei Jahre 

nach der Verkündung der Breitbandstrategie rät sie aber eine deutliche Forcierung 

des Netzausbaus an). Wer heute nicht vorsorge, also ausreichend in Infrastruktur 

investiere, der könne entstehende Potenziale in Zukunft nicht rechtzeitig nutzen 

(Deutscher Bundestag 2012, 43u. BMWi 2013, 5). 

Dennoch verfolgt die bundesdeutsche Breitbandstrategie keinen industriepoli-

tischen – um entsprechende Nachfrage zu erzeugen -, sondern einen sog.  „anreizori-

entierten Ansatz“,  um ihre als ambitioniert bzw. ehrgeizig charakterisierten Ziele zu 

erreichen. Die Investitionsanreize sollen durch die Nutzung von Synergien, eine un-

terstützende Frequenzpolitik, „wachstums- und innovationsorientierte“ Regulierung 

und finanzielle Fördermaßnahmen geschaffen werden. 

Die Nutzung von Synergien bildet die erste Strategiesäule und setzt bei den 

Tiefbaukosten für den Infrastrukturausbau an, die mehr als zwei Drittel der Gesamt-

kosten ausmachen sollen. Durch Kooperationen der Infrastrukturbetreiber und die 

Öffnung eigener Einrichtungen für Dritte ließen sich die Infrastrukturkosten für den 

Ausbau breitbandiger Infrastrukturen im Festnetz verringern. Angesprochen sind 

einerseits auf öffentlicher Seite die bestehenden Infrastrukturen von Bundes- und 

Landesbehörden sowie von Kommunen und andererseits Unternehmen der Strom- 

und Energieversorgung sowie aus dem Telekommunikationsbereich, die passive (z.B. 

Leerrohre, Funktürme) und aktive Infrastrukturen (Glasfaser) besitzen. 

 

Unterstützende Frequenzpolitik 

Die Frequenzpolitik sollte mittel- bis langfristig einen Beitrag zu einer generellen 

Verbesserung der breitbandigen Versorgung der Bevölkerung leisten. Neben moder-

nen leitungsgebundenen Netzen sollten deshalb auch leistungsstarke Funktechnolo-

gien zum Einsatz kommen. Funkgestützte Breitbanddienste sollten Lücken in der 

Versorgung mit leitungsgebundenen Technologien schließen oder als mobile Ergän-

zung von Festnetzanschlüssen dienen. Ziel der Frequenzpolitik ist eine effiziente und 

flexible Nutzung der begrenzt verfügbaren Ressource Funkfrequenzen. Die Bundes-

netzagentur soll die Frequenzen für drahtlose Netzzugänge möglichst technologie- 

und diensteneutral bereitstellen.  

Zwar war sich die Bundesregierung 2009 bewusst, dass mobile Technologien 

generell weniger Bandbreite zur Verfügung stellen als leitungsgebundene Netze, er-

wartete von ihnen aber dennoch einen Beitrag für eine langfristig flächendeckende 

Versorgung mit schnellen Internetzugängen. Ende 2017 waren drahtlose Technolo-
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gien im Vergleich zur Glasfaser und auch zum  5G-Standard weder leistungsstark 

noch flächendeckend vorhanden. Die stärkste Breitbandklasse der drahtlosen Tech-

nologien (16 Mbit/s) war nur in 6,6 Prozent der Haushalte verfügbar (BMWi 2009, 

13-16 u. BMVI 2017, 3). Ob die 5G-Technologie einen Beitrag zu einer generellen 

Verbesserung der breitbandigen Versorgung der Bevölkerung leisten kann, ist noch 

nicht absehbar, da die entsprechenden Funkfrequenzen noch vergeben werden müs-

sen. 

 

Die Rolle der Regulierung beim Ausbau der Breitbandinfrastruktur 

Im Telekommunikationsgesetz (TKG) ist als ein Ziel der hoheitlichen Aufgabe Regu-

lierung festgeschrieben, den Ausbau von hochleistungsfähigen öffentlichen Telekom-

munikationsnetzen der nächsten Generation zu beschleunigen.5 Dementsprechend  

fordern auch die beiden zuständigen Ministerien (BMWi u. BMVI) für den Ausbau 

eines Gigabit-Glasfasernetzes bzw. einer gigabitfähigen konvergenten Infrastruktur 

eine investitions- und innovationsfreudige Ausgestaltung der Regulierung (Bundes-

netzagentur 2017a, 53). Die Investitionsentscheidungen im bundesdeutschen Tele-

kommunikationsregime treffen allerdings die (privaten) Unternehmen.  

So erklärte die Deutsche Telekom im Rahmen des Ausbaus ihrer Breitbandinf-

rastruktur im Jahr 2012, den Breitbandausbau durch einen weiteren VDSL (Very 

High Speed Digital Subscriber Line)2-Ausbau sowie eine Aufrüstung der KVz (Kabel-

verzweiger) mit VDSL2-Vectoring fortsetzen zu wollen. Diese erlaubt höhere Band-

breiten auf den Kupferleitungen der Teilnehmernehmeranschlussleitung (TAL),  in-

dem sie elektromagnetische Störungen zwischen den Leitungen aus-gleicht. Damit 

könnten Download-Bandbreiten von bis zu 100 MBit/s und Upload-Bandbreiten von 

bis zu 40 MBit/s realisiert werden und die Kupferleitungen im Teilnehmeranschluss-

netz müssten so nicht durch teure Glasfasern ersetzt werden. Damit das funktioniere 

müsse der Betreiber die Kontrolle über sämtliche Leitungen haben, andere Betreiber 

mithin keine eigene Technik installieren könnten. Im Jahr 2013 war es das Ziel der 

Telekom, bis 2016 rd. 65 und bis Ende 2018 80 Prozent der deutschen Haushalte mit 

VDSL-Vectoring-Anschlüssen zu versorgen.6 

Um ihre Unternehmensentscheidung für Vectoring rechtlich abzusichern, setz-

te die Telekom als Betreiberin mit beträchtlicher Marktmacht langwierige Regulie-

                                                           
5 Das Innovationsziel des TKG  ist eins von neun Regulierungszielen, die der Bundesnetzagentur zufol-
ge alle als gleichrangig und interdependent zu behandeln seien (Bundesnetzagentur 2017b, 7). 
6 Deutsche Telekom 2017, 231; Deutsche Telekom 2014, 66 u. Monopolkommission 2015, 24. 
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rungsverfahren (Ende 2012 bis Mitte 2017) in Gang, die zu zwei Vectoring-Entschei-

dungen der Bundesnetzagentur führten. Die erste Entscheidung betraf das sog. Vec-

toring außerhalb des sog. Nahbereichs der Kabelverzweiger (Monopolkommission 

2013, 44-49 u. Monopolkommission 2015, 4f. u. 22-24) und die zweite die Kabelver-

zweiger im sog. Nahbereich der Hauptverteiler (Monopolkommission 2015, 24-30). 

Mit ihrem Antrag auf eine Teilaufhebung der ihr auferlegten regulatorischen 

Verpflichtung, Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung zu gewähren, initiierte die 

Deutsche Telekom Ende 2012 das erste Regulierungsverfahren, das durch die Bun-

desnetzagentur am 29. Juli 2014 abschließend entschieden wurde und grundsätzlich 

„grünes Licht“ für den Einsatz der Übertragungstechnologie Vectoring in der Bundes-

republik Deutschland gab (Deutsche Telekom 2014, 76f. u. Deutsche Telekom 2015, 

62). 

Das zweite Regulierungsverfahren in Sachen Vectoring begann im Februar 

2015 mit der turnusmäßigen Überprüfung der Regulierungsverpflichtungen der 

Deutschen Telekom für den Zugang zur TAL. Am 23. Februar 2015 beantragte sie bei 

der Bundesnetzagentur, die regulatorischen Rahmenbedingungen für den Zugang zur 

Teilnehmeranschlussleitung zu ändern, um die Vectoring-Technik auch in den um 

die Hauptverteiler liegenden Nahbereichen einsetzen zu können und von der Ver-

pflichtung befreit zu werden, den Wettbewerbern die Zugangsmöglichkeiten zur 

„letzten Meile“ an den Hauptverteilern zu ermöglichen (Bundesnetzagentur 2015, 98 

u. Deutsche Telekom 2016, 55 u. 71). Mit der Veröffentlichung einer Regulierungsver-

fügung am 1. September 2016 sollte dieses Verfahren grundsätzlich abgeschlossen 

sein. Die Vectoring-Technik könnte jetzt auch in den sog. Nahbereichen der knapp 

8000 Hauptverteiler (Hvt.) eingesetzt werden.7  

Nach der ersten Entscheidung war die Verwendung von Vectoring durch alle 

Netzbetreiber möglich. Für den Ausbau galt das Prinzip „Windhundrennen“, wonach 

grundsätzlich das Unternehmen den Vorrang erhält, welches die Kabelverzweiger 

erschließen will. Die Ausbauvorhaben werden in der sog. von der Deutschen Telekom 

zu führenden Vectoring-Liste festgehalten. Grundsätzlich sollen die in der ersten Vec-

toring-Entscheidung getroffenen Regelungen für den Einsatz von Vectoring außer-

halb des Nahbereichs auch für Vectoring-II beibehalten werden. Demnach ist die 

Deutsche Telekom einerseits dazu verpflichtet, ihren Konkurrenten den Zugriff auf 

die entbündelte Teilnehmeranschlussleitung zu gewähren. Andererseits könne sie 

                                                           
7 Briegleb, Volker. VDSL-Turbo: Bundesnetzagentur gibt grünes Licht für Vectoring. heise online 
1.9.2016. 
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den Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung in den Nahbereichen ihrer Hauptvertei-

ler verweigern, falls sie dort ihre Anschlüsse mit der VDSL2-Vectoring-Technologie 

erschließt. Diese Zugangsverweigerung relativiere sich aber, weil die Telekom zum 

einen ihren Wettbewerbern bestimmte Ersatzprodukte anbieten muss und zum ande-

ren diese unter bestimmten Bedingungen selber den Vectoring-Ausbau vornehmen 

können.8 

Die Ersatzprodukte heißen ADSL, Bitstromzugang9 (Layer 2 u. Layer 3) und 

Virtual Unbundled Local Access (VULA)-Produkt. Diese könnten laut Telekom-Kon-

kurrenten den Verlust des physischen Zugangs zur Teilnehmeranschlussleitung 

(TAL) nicht kompensieren. Insbesondere das virtuelle Vorleistungsprodukt der Tele-

kom biete keinen direkten, physischen Zugang zur TAL. Dieser wäre für eigene End-

produkte notwendig. Das Bundeskartellamt pflichtete den Telekom-Konkurrenten 

bei. 

Der Bundesnetzagentur zufolge betrafen die Regelungen der ersten Vectoring-

Entscheidung vom August 2013 immer noch rd. 85 Prozent aller bundesdeutschen 

Haushalte.10 Von der Interferenzproblematik am HVt (Hauptverteiler) sind rd. 

41.000 der insgesamt etwa 330.000 Kabelverzweiger betroffen, über die etwa 6,2 

Mio. Haushalte erschlossen werden könnten (Monopolkommission 2015, 24). Nach 

Angaben der Telekom können durch den auch im Nahbereich möglich gewordenen 

Einsatz von Vectoring 5,7 Mio. Anschlüsse (über 90 Prozent aller Nahbereichsan-

schlüsse) mit Bandbreiten von mindestens 50 Mbit/s versorgt werden. Mit reinem 

VDSL, d. h. ohne den Einsatz von Vectoring, können laut Deutscher Telekom nur et-

wa 1,4 Prozent aller Nahbereichsanschlüsse mit Bandbreiten von 50 Mbit/s versorgt 

werden (Monopolkommission 2015, 24). Nach der Schätzung der Bundesnetzagentur 

könnten durch das VDSL2-Vectoring im Nahbereich erstmalig 5,76 Mio. Haushalte 

mit NGA (Next Generation Access)-Anschlüssen, davon rd. 1,4 Mio. mit mind. 

50MBit/s versorgt werden. Auf alle Festnetzanschlüsse bezogen wären das nur 3,8 

Prozent aller Haushalte (s. Bundesnetzagentur o.J., 119). 

                                                           
8 BNetzA. Bundesnetzagentur gibt endgültige Vectoring-Entscheidung bekannt. Pressemitteilung vom 
1.9.2016. 
9 Die Telekom (Deutsche Telekom 2016, 251) definiert den Bitstromzugang als ein Vorleistungspro-
dukt, mit dem alternative Telefongesellschaften Breitband-Anschlüsse realisieren können. Die Ange-
botskonditionen des Layer-2-Bitstromzugangsprodukts (BSA) reguliert die Bundesnetzagentur im 
Rahmen eines sog. „Standardangebotsverfahrens“, das sie am 9. Dezember 2016 abschließend geregelt 
hat. (Deutsche Telekom 2017, 39). 
10 S. BNetzA. Bundesnetzagentur gibt endgültige Vectoring-Entscheidung bekannt. Pressemitteilung 
vom 1.9.2016. 
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Die Telekom-Konkurrenten im Verband der Anbieter von Telekommunikations- und 

Mehrwertdiensten (VATM) bestreiten die Notwendigkeit des Vectorings. Auch ohne 

den Einsatz der Vectoring-Technologie könnten mehr als zwei Drittel der Haushalte 

im Nahbereich der Hauptverteiler mittels VDSL2 mit Bandbreiten von 50 Mbit/s und 

darüber versorgt werden, was den Breitbandzielen der Bundesregierung genüge. We-

gen der FTTB/H-Netze der Wettbewerber sowie der Kabelnetze sei der Nettobeitrag 

einer exklusiven Nutzung der Vectoring-Technologie durch die Deutsche Telekom zur 

Erreichung der Breitbandziele der Bundesregierung vergleichsweise gering. Eher 

würde das Ziel eines beschleunigten Ausbaus von hochleistungsfähigen öffentlichen 

Telekommunikationsnetzen der nächsten Generation behindert (Monopolkommissi-

on 2015, 25). Könnte die Telekom eine Zugangsbeschränkung durchsetzen, wären 

davon aber 50 Prozent aller HVt11 mit 75 Prozent aller Nahbereichs-KVz betroffen 

(Bundeskartellamt 2017, 9). 

 Die beiden neben der Bundesnetzagentur in der Regulierung involvierten 

staatlichen Akteure, Monopolkommission und Bundeskartellamt, beurteilen den Stel-

lenwert der positiven Vectoring-Entscheidung unterschiedlich. Während das Bun-

deskartellamt (2017, 3) das Angebot der Telekom in Hinblick auf die Beschleunigung 

des Ausbaus als „relevant“ einschätzt, hält die Monopolkommission den Nettobeitrag 

der exklusiven Nutzung der Vectoring-Technologie durch die Deutsche Telekom hin-

sichtlich der Erreichung der Breitbandziele der Bundesregierung für vergleichsweise 

gering. Unabhängig davon ob die Deutsche Telekom einen positiven Beitrag zur Er-

reichung der Breitbandziele der Bundesregierung leistet oder nicht12, wird hier eine 

Kombination von Techniken (Glasfaser plus Kupfer) privilegiert, die nicht als die 

technisch innovativste gilt. Damit verstößt die Regulierung gegen den Grundsatz der 

Technologieneutralität und bremst das ideale Übertragungsmedium aus. Der Infra-

strukturwettbewerb wird eingeschränkt und das bestehende Oligopol wird zumindest 

stabilisiert (Monopolkommission 2015, 22, 25f.) 

 

 

                                                           
11 Von insgesamt 7.900 Hauptverteilern sind rd. 4.300 von den Wettbewerbern selbst erschlossen, von 
denen wiederum  3.659 mit VDSL betrieben werden (Bundeskartellamt 2017, 5). 
12 Der Obfrau der Linksfraktion im Ausschuss „Digitale Agenda“ zufolge könne man nachweisen, dass 
„die Zahl der neuen FTTH-Anschlüsse der Telekom genau in dem Jahr einbrach, als die Förderrichtli-
nie für den Breitbandausbau durch war, denn dann kam Vectoring statt Glasfaser ins Haus. Das führte 
ja auch zur Rüge durch den Europäischen Rechnungshof, der sagt, Deutschland kann seine Gigabit-
Ziele bis 2025 nicht erreichen wegen der Vectoring-Strategie.“ Das Parlament 3.12.2018. URL: 
https://www.das-parlament.de/2018/49_50/menschen_und_meinungen/-/581492 (14.1.2019). 
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Finanzielle Förderung  

Bevor der Bund am 18. November 2015 ein eigenes Förderprogramm auflegte, konnte 

der Breitbandausbau seit Beginn der 10er Jahre des 21. Jahrhunderts im Rahmen der 

Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern, „Verbesserung der Agrarstruktur 

und des Küstenschutzes (GAK)“ und „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-

tur (GRW)“, finanziell gefördert werden. Einzelnen Bundesländern stehen außerdem 

noch europäische Mittel aus dem „Europäischen Fonds für regionale Entwicklung“ 

(EFRE) und dem „Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd-

lichen Raums“ (ELER) zur Verfügung. Darüber hinaus haben einzelne Bundesländer, 

wie z.B. Baden-Württemberg und Bayern, auch eigene Programme aufgelegt (vgl. 

BMWi 2012). 

Das ursprünglich mit einem Fördervolumen von 2,7 Mrd. Euro ausgestattete 

Bundesprogramm sollte den flächendeckenden Ausbau bislang unterversorgter Ge-

biete mit mindestens 50 Mbit pro Sekunde finanziell unterstützen. Im Juli 2016 wur-

de der Betrag um 1,3 Mrd. Euro aufgestockt (Gerpott 2017, 16). Ergänzt wurde das 

Förderprogramm um zwei Sonderprogramme für Gewerbegebiete und Schulen. Seit 

April 2016 will das BMVI insgesamt 290.000 Kilometer neue Glasfaser ermöglicht 

haben. (BMVI. Pressemitteilung 111/2017. 27.7.2017) 

Der Fördersatz des mit anderen Förderprogrammen kombinierbaren Bundes-

programms beträgt im Regelfall 50 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten. Der 

Höchstbetrag pro Projekt liegt bei 15 Millionen Euro. Außerdem fördert der Bund die 

von den Kommunen und Landkreisen vergebenen Beratungsleistungen für die Pla-

nung und der Erstellung der Antragsunterlagen mit bis zu 50.000 Euro.13 Diese sind 

zwar die Zuwendungsempfänger, aber die Begünstigten sind die Betreiber von Breit-

bandnetzen. Daher werden die an die Zuwendungsempfänger ausgezahlten Förder-

mittel vollständig an die privatwirtschaftlichen Auftragnehmer weitergereicht. Geför-

dert wird eine eventuelle „Wirtschaftlichkeitslücke“ bei privatwirtschaftlichen Betrei-

bern von Breitbandinfrastrukturen oder das „Betreibermodell“. Im ersten Fall wird 

für einen durchgehenden Betrieb von mindestens sieben Jahren ein einmaliger Zu-

schuss gewährt und im zweiten werden die Ausgaben der Zuwendungsempfänger für 

die sog. passive Netzinfrastruktur gefördert. Infrage kommt hier die Verlegung und 

Mitverlegung von sog. Leerrohren, deren Ausstattung mit unbeschaltetem Glasfaser-

                                                           
13 URL: 
http://www.bmvi.de/DE/Themen/Digitales/Breitbandausbau/Breitbandfoerderung/breitbandfoerder
ung.html (26.8.2017). 
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kabel und die Ausführung von Tiefbauleistungen ohne die Verlegung von Leerrohren 

u.a. Ausgeschlossen sind hier aktive Netzkomponenten. 

Im Zuge der Breitbandförderung sind bis zum 24. Mai 2018 2.901 Förderbe-

scheide erteilt worden, was einem zugesagten Fördervolumen von rd. 3,5 Mrd. EUR 

entspricht.14 In die Haushalte der Bundesländer sind aber nur rd. 26,6 Mio. EUR ge-

flossen, davon fast 90 Prozent für Beratungsleistungen. So konnten baulich erst zwei 

Projekte vollständig realisiert werden. Bislang konnte das Bundesförderprogramm 

Breitbandausbau also noch keine Wirkung entfalten (vgl. Abfluss der Mittel aus dem 

Bundesförderprogramm Breitbandausbau 2018 u. Gerpott 2017).  

Im Unterschied zum vorgestelltem anreizorientierten Ansatz der bundesdeut-

schen Breitbandstrategie spielt der öffentliche Sektor bei den Ländern der tatsächli-

chen Weltklasse in Sachen Glasfaserausbau eine bedeutendere Rolle. Deshalb sollen 

im folgendem die Konzepte fünf führender Länder aus polit-ökonomischer Perspekti-

ve kurz skizziert werden, ohne sie irgendwelchen Modellen zuordnen zu wollen. Da-

bei handelt sich um die zwei asiatischen Länder Korea und Japan, die zwei Länder 

Ozeaniens Australien und Neuseeland und das europäische Schweden. 

 

Korea15 

Im OECD-Ranking ist Süd-Korea mit 31,6 Abonnenten pro hundert Einwohner 2017 

der Spitzenreiter.16 Ein Faktor für diesen Erfolg war die langfristige strategische Pla-

nung der Regierung. Schon früh hat sie mit den Plänen für eine "Informationsgesell-

schaft" begonnen, inklusive eines Plans für den Ausbau der Breitbandkommunikati-

on. Sie spielte eine bedeutende Rolle bei der Entwicklung von Breitband, wobei es 

einen integrierten, ganzheitlichen Ansatz verfolgte, der auf Netzwerke, Dienste, An-

wendungen und Benutzer abzielte. Die Regierung intervenierte fokussiert und strate-

gisch in den Markt. Ihre Aktionen stießen den Privatsektor und lenkten ihn, die pri-

vaten Anstrengungen an die eigenen Sektorziele und Länderbedingungen gebunden 

wurden. 

Die strategischen Entwicklungsrahmen haben breite politische Ziele gesetzt 

und leiteten die Erschaffung von angebots- und nachfrageseitigen Politiken, wie z. B. 

die Verringerung von Markteintrittsbarrieren und das Antreiben der Nachfrage. Die 

                                                           
14 Die für die Wirtschaftlichkeitslückenförderung zugesagten Mittel übertreffen diejenigen für das Be-
treibermodell um mehr als das Vierfache. 
15 Vgl. Neumann/Schwab 2015, 15f.; Kim/Kelly/ Raja 2010,  35-67; Entwicklung der Breitband-
Technologie in Südkorea, Japan und den USA 2009, 11-14 u. Falch/Henten 2010, 500. 
16 Für die Breitbandfestnetz-Abonnenten lautet diese Kennzahl 41,2 Prozent (OECD). 
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Maßnahmen umfassten öffentliche Investitionen in die Breitbandinfrastruktur und 

Anreize für private Investitionen, Initiativen zur Bündelung und Ausweitung der 

Nachfrage nach Breitbanddiensten, Politiken zur Förderung des universellen Breit-

band-Zugangs und Unterstützung für Industrie- und Wettbewerbspolitik. Dargelegt 

wurden die strategischen Entwicklungsrahmen in aufeinander folgenden Masterplä-

nen. 

Von 1995 bis 2013 hat Korea verschiedene Initiativen für den Ausbau der 

Breitbandinfrastruktur realisiert. 

- Korea Information Infrastructure (KII) (1995-2005) 

Das Ziel dieses Projekts, das öffentlich-private Partnerschaften förderte, war der Auf-

bau eines landesweiten optischen Glasfasernetzes. Zunächst wurden 144 Städte mit 

einem optischen Übertragungsnetzwerk (Backbone) verbunden. 

- IT839 Strategy and Broadband convergence Network (BcN) ( 2004-2010) 

- Ultra Broadband convergence Network (UBcN) (2009-2013) 

- Plan for Development and Promoting Giga-Internet (Giga-Korea-Plan 2013-2020) 

Der Großteil der Finanzierung der Breitband-Infrastruktur-Projekte Koreas stammte 

der Weltbank zufolge aus dem privaten Sektor, der intensiv mit dem öffentlichen Sek-

tor kooperierte. 

Ende der 90er Jahre wurden die ersten Breitbanddienste vermarktet. Die Glas-

faserentwicklung nahm aber erst Mitte des ersten Jahrzehnts des 21.Jahrhunderts 

Fahrt auf. Insbesondere der Incumbent Korea Telecom (KT) – seit 2002 vollständig 

privatisiert -  reagierte auf die ersten 100 Mbps Breitbandprodukten der Kabelunter-

nehmen mit der Beschleunigung seines FTTH Roll-outs. Für das schnelle Wachstum 

der Breitbandnetze und –dienste sorgte der intensive Infrastruktur- und Dienstleis-

tungswettbewerb. Dazu trug auch die Regulierung bei, die in einer ersten Phase auf 

die Senkung der Eintrittsbarrieren des Breitband-Marktes ausgerichtet war, wie auch 

die Geschäftsmodelle der Betreiber, die sich auf die Gewinnung vieler Abonnenten 

durch niedrige Preise konzentrierten. 

Neun Jahre vor der BRD (2009) plante die koreanische Kommunikationsbe-

hörde (Korea Communications Commission, KCC) die Kommunikationsinfrastruktur 

auf ein Gigabit-Niveau aufzurüsten. 
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Japan 

Der Beginn der FTTH-Entwicklung in Japan geht auf das Jahr 1991 zurück. Schon 

1994 erzielte Japan eine 10 prozentige Netzabdeckung mit FTTH. Zehn Jahre später 

wurde eine vollständige Flächendeckung erreicht. In 2014 stellt FTTH mit einem 

Marktanteil von 71 Prozent die dominante Breitbandtechnologie dar. 2017 verzeich-

nete Japan 23,7 Prozent Glasfaser-Abonnenten, bezogen auf Breitband-Festnetz lau-

tete diese Kennzahl 31 Prozent.   

Kushida (2013, 13-34) erklärt Japans Erfolg in der Breitbandkommunikation 

als das Ergebnis der Deregulierung der Telekommunikation kombiniert mit einer 

aggressiven neuen Regulierung. Diese Kombination ließ neue private Akteure entste-

hen, die durch die Re-Regulierung vor den Incumbents geschützt wurden. Die neu in 

den DSL-Markt Eintretenden sorgten für drastisch niedrige Preise und hohe Ge-

schwindigkeiten. Auf den niedrig preisigen DSL-Markt reagierten die Incumbents 

ihrerseits mit einschneidend niedrigeren Preisen für glasfaserbasierte Hochge-

schwindigkeitsbreitbanddienste (100+ Mbps FTTH (Fiber-To-The-Home).17 So 

musste der etablierte Anbieter NTT früher als vorgesehen und zu niedrigeren Preisen 

ein Angebot für High-Speed-Breitband-Zugang machen.18 

Viele Incumbents kamen aber in den Genuss öffentlicher finanzieller Unter-

stützungen, um Netzwerke auszubauen. Die Regierung unterstützte den Glasfaser-

ausbau (FTTH) direkt mit verschiedenen industriepolitischen Tools, die aus dem Re-

gulierungsregime des "kontrollierten Wettbewerbs" der 1990er Jahre stammten. Ers-

tens stellte die japanische Entwicklungsbank (DBJ) NCCs zinsgünstige Kredite für 

den Ausbau von Glasfasernetzwerken zur Verfügung, öffentlichen Körperschaften 

zinsfrei. Um die Zinsen für DBJ-Darlehen zu finanzieren, stellte die vom MIC kon-

trollierte und finanzierte Telecommunications Advancement Organization (TAO) eine 

Niedrigzinsfinanzierung bereit und garantierte die Verbindlichkeiten der Breitband-

betreiber, was ihnen die externe Finanzierung von Banken erleichterte. Schließlich 

hat die Regierung auch eine Vielzahl von steuerlichen Anreizen eingeführt. 

Die Anreize der Zentralregierung wurden durch lokale Initiativen und regiona-

le Förderung ergänzt. Für abgelegene Regionen verabschiedete die Regierung im Jahr 

2006 den "Plan to Eliminate Broadband Zero Areas". Der ermächtigte die Regierung, 

die Breitband-Infrastruktur zu subventionieren, um sie allen zur Verfügung zu stel-

                                                           
17 Die Zahl der DSL-Abonnementen stieg von 211 Ende 1999 auf fast 14 Millionen im März 2003. In 
2008 überholte die Anzahl der FTTH-Teilnehmer diejenige der DSL-Abonnenten. 
18 Die Incumbents NTT East und NTT West vereinigen 71 Prozent der Glasfaseranschlüsse auf sich und 
die restlichen Marktanteile verteilen sich auf Elektrizitätsunternehmen, KDDI, UCOM u.a. 
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len. Dieser Plan bot zinsgünstige Darlehen, Steuererleichterungen und Schuldenga-

rantien. Neben den Netzbetreibern förderte die Zentralregierung lokale Regierungen 

mit Zuschüssen und Subventionen und andere finanzielle Maßnahmen lokaler Regie-

rungen. 

 

Schweden19 

Schweden  hat bezogen auf die Gesamtbevölkerung eine Glasfaserverfügbarkeit von 

56,4 Prozent und in ländlichen Gebieten von 13,7 Prozent. Der Nutzungsgrad von 

Glasfaseranschlüssen ist mit 23,7 pro hundert Einwohner der höchste in Europa. Für 

das gesamte Breitband-Festnetz beträgt dieser Wert der OECD zufolge 38,4 Prozent. 

Ziel der Completely-Connected-Sweden-Strategie aus dem Jahr 2016 ist es, die Breit-

bandabdeckung mit einem Mindest-Download-Link von 100 MBit/s bis 2020 auf 95 

Prozent aller Haushalte und Unternehmen auszudehnen. Spätestens 2025 sollten 98 

Prozent der schwedischen Haushalte Zugang zu 1 Gbit/s haben (Soria 2018, 21). 

Die Ursachen für den erfolgreichen Glasfaserausbau in Schweden liegen nach 

Beckert in den frühen Ausbauaktivitäten der Stadt- und Kommunalverwaltungen und 

in der politischen Planung. Wie in der BRD strebte man eine „Informationsgesell-

schaft“ an, beschloss aber auch bereits im Jahr 2000, ein nationales Glasfasernetz zu 

bauen, bei dem sich Staat und Wirtschaft die Kosten teilen sollten. „Während der 

Staat ein anbieterneutrales nationales Backbone-Netz finanzieren sollte und die 

Kommunalverwaltungen und andere öffentliche Einrichtungen an dieses Backbone-

Netz anschließen sollte, vereinbarte die schwedische Regierung mit den privaten Akt-

euren, dass sie die Anschlüsse in die Privathaushalte ausbauen. Der Staat sollte nur 

in sehr dünn besiedelten Gebieten und in Rand- und Insellagen den Ausbau bis in die 

Häuser hinein finanzieren.“ (ebd. 45) Eine entsprechende Regelung sah vor, dass pri-

vate Firmen für die Gemeinden mit mehr als 3.000 Einwohnern und der Staat für die 

kleineren Gemeinden zuständig sein sollten.20 Wegen der Internet-Blase konnte diese 

Regelung und das entsprechende Gesetz aus dem Jahr 2000 nicht realisiert werden. 

Der schwedische Staat, der Teile der privaten Finanzierung übernahm, verlegte aber 

trotzdem erste Strecken des nationalen Backbones und stattete Stadtverwaltungen, 

Schulen, Büchereien, Krankenhäuser usw. mit Glasfaseranschlusspunkten aus. Statt 

der privaten Unternehmen engagierten sich die der Daseinsvorsorge verpflichteten 

                                                           
19 Vgl. Beckert 2017, 41-48. 
20 Da der Anteil der größeren Gemeinden an der Bevölkerung 70 Prozent ausmacht und der der kleine-
ren 30 Prozent, wurde diese Vereinbarung 70/30-Regelung genannt. 
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kommunalen Versorger oder Ausgründungen der Stadtverwaltungen und bauten 

Glasfasernetze auf Basis vorhandener Anschlusspunkte aus. 

Der kommunale Netzaufbau findet im Open Access Modell statt. D.h., dass die 

Kommunen reine Infrastrukturbetreiber sind und sich auf den Aufbau und die In-

standhaltung des Netzes und die Vermarktung der Übertragungskapazität an Diens-

teanbieter sowie der Anschlüsse an die Endkunden beschränken. Wettbewerb findet 

in den schwedischen Glasfasernetzen also auf der Diensteebene statt. Endkunden 

bezahlen eine einmalige Anschlussgebühr an die Stadtnetze und wählen dann über 

ein Internet-Portal die gewünschten Dienste von spezialisierten Anbietern aus. 

Heute gibt es rd. 180 kommunale Netze, auf die ca. 60 Prozent der schwedi-

schen Glasfaserleitungen entfallen. Die meisten Stadtnetze dürfen keine Gewinne 

machen. 80 Prozent der kommunalen Netzbetreiber arbeiten heute wirtschaftlich, d. 

h. sie können Investitionen aus dem laufenden Geschäft finanzieren und benötigen 

keine staatliche Unterstützung mehr. 

Die anderen großen Akteure sind der Incumbent TeliaSonera, an dem der 

Staat 37,3 Prozent hält, Telenor, das norwegische Telekommunikationsunternehmen 

sowie die Kabel-TV-Anbieter. TeliaSonera bietet Internet-Zugänge über die Stadtnet-

ze der Kommunen an und investiert seit 2014 außerhalb der Versorgungsgebiete der 

Stadtnetze auch in eigene Glasfasernetze, die als Open-Access-Networks ausgebaut 

werden. 

Die dominierende Telia unterliegt der Regulierung. 2008 musste Telia ihr 

Festnetz funktional trennen und 2010 wurden die Entbündelungsverpflichtungen auf 

ihre Glasfaser-Teilnehmeranschlussleitungen ausgedehnt. 2014 wurde der Bitstream 

dereguliert und 2016 wurde die regulierte Preisgestaltung für Glasfaserdienste gelo-

ckert. Telia wurde jedoch eine Zugangsverpflichtung zu ihren Glasfaserleitungen auf-

erlegt. Für die Erschließung der ländlichen Gebiete, in denen kein Anbieter Glasfaser-

leitungen verlegen will, hat die schwedische Regierung einen nationalen Infrastruk-

turfonds aufgelegt. 

 

Australien 

Die OECD gibt den Anteil der Glasfaser-Abonnenten in Australien für 2017 mit 11,9 

Prozent der Bevölkerung an und die Verfügbarkeit mit 31,8 Prozent. Nach erfolglosen 

Ansätzen (Soria 2018, 33f.), eine privatwirtschaftliche NGA-Strategie mit den Netz-

betreibern zu entwickeln, entschied sich die australische Labour-Regierung im Jahr 

2009 zu einem staatsorientierten Aufbau eines Glasfasernetzes. Am 9. April gründete 
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die Regierung die staatliche Gesellschaft National Broadband Network Company 

(NBN Co), die ein flächendeckendes Glasfasernetz für 93 Prozent der Bevölkerung 

(mit 100 Mbps) aufbauen und betreiben sollte. In den dünner besiedelten Gebieten 

sollten 4 Prozent mit Fixed Wireless Access (12 Mbps) und 3 Prozent mit Satellit ver-

sorgt werden. NBN Co erhielt eine Finanzausstattung von 26 Mrd. AS$, um die da-

mals geschätzten Gesamtinvestitionen in Höhe von 43 Mrd. AS$ zu finanzieren.21 

Nach den ersten Roll-out-Projekten wurden die Kosten der Realisierung des nationa-

len NBN auf 46 bis 56 Mrd. AS$ geschätzt. Der nationale Roll-out des Netzes sollte 

bis 2020 - ursprünglich 2016 - abgeschlossen sein. 

Die neue NBN war als wholesaler konzipiert, der den Einzelhandel mit Zugän-

gen zum Glasfasernetz versorgt. Damit die etablierten Access-Anbieter (Telstra und 

Optus) der NBN Co. keine Konkurrenz machen, sollten im Laufe der Fertigstellung 

des Glasfasernetzes die alten Netzwerke außer Dienst gestellt werden und sich in rei-

ne Dienste-Anbieter verwandeln. Um das Monopol der NBN Co und die Migration 

abzusichern wurden zwischen NBN Co. und den Incumbents Verträge abgeschlossen. 

Telstra verpflichtete sich zur Migration seiner Anschlusskunden auf das NBN. 

Sobald NBN das Gebiet von Telstra erreicht haben sollte, sollte Telstra seine alten 

Netzwerke innerhalb von 18  Monate abschalten. Für die Außerbetriebnahme sah der 

ursprüngliche Vertrag von 2011 eine Kompensationszahlung für Telstra in Höhe von 

11 Mrd. AS$ vor. Optus erhielt für einen ähnlichen Vertrag 800 Millionen Dollar. 

Mit dem Regierungswechsel in 2013 erfuhr das politisch heftig umstrittene 

NBN-Projekt eine wesentliche Änderung. Anders als zunächst erwartet, hielt die neue 

liberal-konservative Regierung am NBN-Projekt und dem flächendeckenden staatli-

chen und staatlich finanzierten NGA-Netz fest - auch am Monopol der NBN Co. Aber 

die ursprünglich favorisierte FTTP-Technologie für das NGA-Netz (93 Prozent) wur-

de durch einen Mix von Technologien ersetzt und die maximalen Ausgaben für das 

NBN auf 56 Mrd. Dollar begrenzt. Das sog. MTM (multi-technology mix)-Modell sah 

folgende Aufteilung vor: 

- FTTP/FTTB/dp 40 Prozent  

- FTTC 30 Prozent 

- HFC 30 Prozent. 

                                                           
21 Das ursprüngliche Investment der australischen Regierung betrug 4.7 Mrd. australische Dollar. Der 
Rest des Geldes sollte von privaten Unternehmen und der Emission von Staatsanleihen stammen 
(Falch/Henten 2010). 



17 
 

Anstatt die Kunden mit Glasfasern direkt anzubinden sollen mehrheitlich Glasfaser-

knotenpunkte errichtet, von wo aus die Kunden dann mit verschiedenen Technolo-

gien angeschlossen werden können. Für die bestehenden Netzwerke von Optus und 

Telstra bedeutet das sie diese nicht außer Betrieb nehmen müssen, sondern sie an 

NBNco übertragen können, was Telstra und Optus auch 2014 mit NBN vereinbart 

haben. Mit der Umsetzung des MTM-Modells ist anstatt eines einheitlichen Glasfa-

sernetzes ein Flickenteppich entstanden (Stummer 2018, 2). Es wird erwartet, dass 

FTTP an Bedeutung verliert, wenn der Ausbau beendet ist. Gegenwärtig plant NBN 

bis 2020 nur noch 20 Prozent der 11,9 Mio. Gebäude mit FTTP-Technik abzudecken.  

 

Neuseeland22 

Der Anteil der Einwohner Neuseelands mit einen Glasfaseranschluss  (10,6 Prozent) 

ist 2017 ähnlich hoch wie in Australien. Die entsprechende Breitbandquote (fixed 

broadband subscription) betrug zu diesem Zeitpunkt 33,7 Prozent. Für den Aufbau 

eines FTTH-Netzes legte die „5. Nationale Regierung“ zwei Private-public-Partner-

ship (PPP)-Programme auf:23 

(1) Mit dem ursprünglichen Ultrafast Broadband Programm (UFB) sollte ein FTTH-

Roll-out für 75 Prozent der Haushalte bis 2019 erreicht werden. 

(2) Komplementär dazu soll mit der Rural Broadband Initiative (RBI) die Breit-

bandversorgung im ländlichen Raum verbessert werden.  

Für das UFB-Programm wurde ein regionaler Lizenzierungsansatz gewählt.  

Vier lokale Glasfaserunternehmen (Local Fiber Companies, LFCs) wurden als private 

Partner ausgewählt. Jedem wurde ein geografisches Gebiet zugewiesen, in dem er 

ausschließlich für den Großkundenhandel tätig ist und Bitstream-Zugang zu End-

kunden-Service-Providern (RSPs) bietet, die wiederum Dienste für Kunden anbieten. 

Ab 2020 muss die Entbündelung auch für die Glasfasernetze angeboten werden. 

Um sich an der Lizenzvergabe beteiligen zu können, musste sich der Incum-

bent Telecom New Zealand in ein Unternehmen für (Anschluss-) Netzaktivitäten 

(Chorus) und in eins für Dienste-Aktivitäten (Spark) spalten. Bei der Lizenzvergabe 

war Chorus in 75 Prozent der Fälle erfolgreich.  

Chorus steht vor dem Problem, dass es nicht nur Glasfaser einsetzt, sondern 

auch über ein herkömmliches DSL-Netzwerk verfügt. So kann Chorus den RSPs keine 

                                                           
22 Neumann/Schwab 2015, 18-20 u. Domingo 2015. 
23 Die „5. Labour Regierung“ initiierte vor den Wahlen 2008 das bescheidene auf Unternehmen und 
zentrale staatliche Nutzer ausgerichtete Programm „Broadband Investment Fund (BIF)“. 
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Anreize für FTTH-Angebote bieten, ohne sein eigenes DSL-Netzwerk zu kannibalisie-

ren. Dasselbe gilt für das recht neue FTTC (VDSL) -Angebot, dessen Abdeckung grö-

ßer als die des FTTH-Netzes ist. 

Der Finanzierungsmechanismus für die Regierungsinvestitionen (3,5 Mrd. 

NZ$) funktioniert in Prinzip folgendermaßen: Generell finanziert die Crown Fibre 

Holdings (CFH) die Kosten für das „passing“ der Gebäude und der Partner die Kosten 

für das „connecting“ der Gebäude, d.h. die Verbindung der Gebäude mit dem Glasfa-

sern in der Straße, sobald sich der Kunde anschließt. 

Jedes Mal wenn ein LFC außer Chorus ein Gebäude verbindet, zahlt der LFC 

der CFH die Kosten für das „passing“ der Gebäude zurück. Dies bedeutet, dass die 

anderen LFCs kein großes Nachfragerisiko tragen und dass CFH jedes Mal, wenn eine 

Gebäude verbunden wird, ihr Kapital effektiv zurückbekommt. Mit Chorus wurde 

eine andere Vereinbarung getroffen, mit der CFH eine Beteiligung am Kapital von 

Chorus erworben hat. 

Die Regierung fungiert in diesem Modell also nicht nur als Geld -und Lizenz-

geber wie auch Kontrolleur, sondern ist über die staatliche Crown Fibre Holding an 

den regionalen Glasfasergesellschaften beteiligt. Mit einem Nachfolge-Programm aus 

2017 (UFB II) soll die Glasfaserabdeckung von 75 auf 85 Prozent der neuseeländi-

schen Bevölkerung im Jahr 2022 ausgedehnt werden. Dabei soll ein ähnlicher Ansatz 

wie beim UFB I Programm verfolgt werden. 

 

Perspektiven 

Zwar hat sich die gegenwärtige Bundesregierung anspruchsvollere Ziele gesetzt und 

ein Netzinfrastrukturwechsel hin zur Glasfaser soll erfolgen, aber die Rolle des öffent-

lichen Sektors wie in den obigen Fällen wird nicht ausgeweitet. Ihre Breitbandstrate-

gie bleibt im Wesentlichen unverändert – „marktgetrieben“. Bis Ende 2025 soll ganz 

Deutschland über Gigabit-Netze versorgt werden. Noch in dieser Legislaturperiode 

sollen alle Gewerbegebiete, Schulen, Krankenhäuser an das Gigabit-Netz angeschlos-

sen werden. Das Ausbauziel ist auf das Ende der nächsten Legislaturperiode termi-

niert, ohne das ein konkreter Fahrplan mit klar formulierten, abrechenbaren Zwi-

schenzielen und Meilensteinen aufgestellt wäre. 

Das Förderprogramm  wurde 2018 wieder aufgelegt und erneuert. Zur Finan-

zierung der neuen Breitbandförderung ist das Gesetz zur Errichtung des Sonderver-

mögens „Digitale Infrastruktur“ (Digitalinfrastrukturfondsgesetz – DIFG) auf den 

Weg gebracht worden. In dieser Legislaturperiode soll der öffentliche Finanzierungs-
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bedarf zehn bis zwölf Milliarden Euro betragen. In den Fond sollen die Erlöse aus den 

Versteigerungen von UMTS- und 5G-Mobilfunklizenzen fließen. 

Die Versteigerung der Frequenzen für den Mobilfunkstandard 5G ist für das 

Frühjahr 2019 geplant. Die Frequenzvergabe soll einen Beitrag dazu leisten, die Ver-

sorgung mit einem leistungsfähigen Breitband in der Fläche zu verbessern, um die 

Entwicklung innovativer Dienste und Anwendungen (Industrie 4.0, autonomes Fah-

ren, Internet der Dinge) zu fördern. Das 5G-Netz soll Daten bedeutend schneller und 

energiesparender übertragen als die Vorläufernetze und Geräten erlauben quasi in 

Echtzeit zu kommunizieren. 

Die Bundesnetzagentur beabsichtigt, die Vergabe der Frequenzen an eine Ver-

sorgungsverpflichtung zu koppeln, die den Mobilfunknetzbetreibern Auflagen zur 

Netzabdeckung macht. Bislang sollen zwar mindestens 98 Prozent der Haushalte je 

Bundesland bis Ende 2022 mit mindestens 100 Mbit/s versorgt werden. Das bedeute 

aber, dass geschätzte 10-15 Prozent des Landes mit Problemen zu kämpfen hätten (SZ 

19.9.2018). Außerdem sollen Netzbetreibern Kooperationsgebote für Infrastruktur-

Sharing und nationales Roaming auferlegt werden. Aus Sicht der Unternehmen ver-

ringern die Auflagen den wirtschaftlichen Wert der 5G-Lizenzen. Damit sinken auch 

die Chancen, im Rahmen der Versteigerung der 5G-Lizenzen besonders hohe Erlöse 

zu erzielen. 

 Ob FTTH/B weiterhin der Regulierung unterworfen bleibt ist vorgeblich noch 

nicht entschieden. Ungeachtet einer diesbezüglichen Entscheidung will die Bundes-

netzagentur in einem sog. Konsultationsverfahren klären, wie solch eine zukünftige 

Regulierung aussehen könnte. Gesetzlich festgeschrieben soll sie in der nationalen                                                                      

Umsetzung des europäischen Kodex für elektronische Kommunikation (EECC). Des-

sen Artikel 76 beschäftigt sich mit der regulatorischen Behandlung neuer Bestand-

teile von Netzen mit sehr hoher Kapazität. Für solche könnte es dann Regulierungs-

freistellungen geben und Ko-Investitionen in abgelegenen Gegenden wären möglich. 

Inwieweit mit dem neuen Instrumentarium der überarbeiteten Breitbandstra-

tegie ein vollständiger Ausbau (hundertprozentige Versorgung) des bundesdeutschen 

Glasfasernetzes gelingen kann, bleibt abzuwarten, auch wenn zum 1. Januar 2025 ein 

rechtlich abgesicherter Anspruch auf einen flächendeckenden Zugang zum schnellen 

Internet aller Bürgerinnen und Bürger geschaffen werden soll. Um einen wirklichen 

breitbandigen Universaldienst (Glasfaser und 5G) zu garantieren, müssen wohl neue 

polit-ökonomische Wege beschritten werden, die im Koalitionsvertrag und in den 

Wahlprogrammen der die Koalition tragenden Parteien wie auch in dem der AfD 
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nicht zu finden sind.24 Die FDP unterscheidet sich von diesen Parteien insoweit sie 

die Deutsche Telekom vollständig privatisieren will. Die Erlöse aus dem Verkauf die-

ser Beteiligungen sollen in den Ausbau des Glasfasernetzes gesteckt werden.25 

Auch die Grünen beabsichtigen die restlichen staatlichen Telekom-Aktien zu 

privatisieren, wollen aber die daraus resultierenden Erlöse in eine öffentliche Netzge-

sellschaft einbringen, die den flächendeckenden Glasfaserausbau vorantreibt. Damit 

sollen öffentliche Breitbandgesellschaften für den Glasfaserausbau im ländlichen 

Raum gegründet werden, die so mit Kommunen und weiteren Partnern vor Ort zu-

sammenarbeiten können (Die Grünen 2017, 165). 

Während bei den Grünen wie im Förderprogramm des Bundes Projekte für 

private Investoren geöffnet bleiben, fordert Die Linke, die staatlichen Investitionen 

auch direkt durch öffentliche Träger auszuführen. Außerdem müssten die Telekom-

munikationsnetze in öffentliches und gemeinwirtschaftliches Eigentum überführt 

werden, was nicht nur mit dem Ausbau einer flächendeckenden Glasfaserinfrastruk-

tur begründet wird, sondern auch mit der Sicherstellung der Netzneutralität und ei-

ner guten Versorgung.  

Als einzige im Bundestag vertretene Partei thematisiert Die Linke die Nachfra-

geseite einer Glasfaserstrategie. Um Slogans wie „Schnelles und offenes Internet für 

alle“, „Glasfaser überall“ oder „Breitband für alle“ zu realisieren, muss das Anrecht 

auf ein schnelles Breitband-Internetanschluss auch bezahlbar sein (Die Linke 2017, 

79 u. 123). 

Dass ein nachhaltiges, gesellschaftlich geplantes staatliches Engagement in Sa-

chen Daseinsvorsorge erfolgreich sein kann, haben die Beispiele führender Länder im 

Ausbau von Glasfasernetzen gezeigt. Auch die Bundesrepublik schien solch einen 

Weg einzuschlagen. Seit den 70er Jahren des letzten Jahrhunderts förderte die Bun-

desregierung die Photonik und die Deutsche Bundespost führte ab Ende der 70er 

Jahre bis Anfang der 90er Jahre entsprechende Glasfaser-Projekte durch. Schon mit 

der Einsetzung der Kommission für den Ausbau des technischen Kommunikations-

systems (1973) wurde als Ziel ein Glasfaser-Universalnetz ausgegeben. 1981 beschloss 

die Bundesregierung dann sogar den zügigen Aufbau eines integrierten Breitband-

glasfasernetzes. Aber mit dem Regierungswechsel 1982 wurde die Glasfaser-Strategie 

nicht mehr konsequent fortgesetzt. Vor allem aus medienpolitischen Gründen genoss 

seitdem der kostspielige Ausbau flächendeckender Breitbandkabel-Verteilnetze in 

                                                           
24 Vgl. CDU/CSU 2017, 49f.; SPD 2017, 29 u. 38 u. AfD 2017 54. 
25 Vgl. FDP 2017, 50f. u.143. 
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Kupferkoaxialtechnik Vorrang. Der bis dahin bedarfsorientierte Ausbau der Kabel-

verteilnetze wurde durch eine angebotsorientierte Absatzstrategie ersetzt. Unter dem 

massiven Einsatz staatlicher Gelder und bei Verwendung der vergleichsweise teuren 

Kupferkoaxialkabel wurde die für die Vermehrung privater Fernsehanbieter benötig-

te Kabelinfrastruktur geschaffen (Michalski 1997, 289-307). 

Diese inkonsistente technische Entwicklung brachte drei Plattformen (Kupfer-

drähte, Kupferkoaxialkabel, Glasfaser) für die Breitbandkommunikation via Festnetz 

hervor. So kann es sein, dass in städtischen Haushalten drei Breitbandzugänge instal-

liert sind, während in ländlichen Haushalten nur einer vorhanden ist. Solche Ineffizi-

enzen (Vervielfachung der Infrastruktur) kommen auch im Mobilfunk vor. Hier sind 

es neben den Oligopol-Strukturen die Auktionen von Funkfrequenzen und Roaming-

Gebühren, die die Mobilfunkpreise steigen lassen. 

Vor allem haben Liberalisierung und Privatisierung ein Regulierungsregime 

geschaffen, in dem das Telekommunikationssystem aufwendig koordiniert werden 

muss. Insbesondere der gescheiterte „marktorientierte“ Ansatz der bundesdeutschen 

Breitbandstrategie steigerte die Komplexität des Regulierungsregimes. Nicht nur 

multiple Akteure müssen koordiniert werden, sondern auch „konkurrierende“ Unter-

nehmen sollen zukünftig kooperieren, wo sie doch eigentlich dem „Wettbewerb“ un-

terliegen. 

Die Alternative zu solch einem komplexen Regulierungsregime ist ein öffentli-

cher Telekommunikationssektor, der viele gesellschaftliche Kosten durch eine konsis-

tente und nachhaltige gesellschaftliche Planung vermieden hätte und der Vision einer 

ubiquitären, zukunftsfähigen Breitbandkommunikationsinfrastruktur sicherlich viel 

näher gekommen als die „marktorientierte“ Breitbandstrategie der Bundesregierung.  

Bestandteile dieser visionären öffentlichen Kommunikationsinfrastruktur wären ein 

Internet-Anschluss und ein Rundfunkprogramm, die durch einen neuen „Breitband-

beitrag“ zu finanzieren wären. Ein neuer Breitbandbeitrag müsste geringer ausfallen 

als die Summe aus den Preisen für einen Internet-Anschluss und bisherigem Rund-

funkbeitrag. Da das Glasfasernetz perspektivisch flächendeckend ausgebaut werden 

soll, ließen sich mehr economies of scale realisieren, was sich positiv auf den Breit-

bandbeitrag auswirken würde. Außerdem sollte die kommerzielle Nutzung des Inter-

nets (OTT (Over-The-Top)-Dienste wie z.B. Streaming, Suchmaschinen etc.) bepreist 

werden. Schließlich könnte der Rundfunkbeitrag reduziert werden, da das öffentlich-

rechtliche Fernsehen stärker auf die politische Bildung konzentriert wäre und damit 

viele Programme und Sender hinfällig wären. 
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